
unverändert anhält, werden die absoluten
Wachstumsgrenzen auf der Erde im Lau-
fe der nächsten hundert Jahre erreicht.“
Im Kern gilt die Grundaussage bis heute.
Eine aktuelle Fassung von Professor Mie-
gel lautet: Wenn alle so leben würden wie
die Mitteleuropäer, bräuchten wir die
Ressourcen von drei Planeten Erde.

Die Frage ist also lange bekannt, aber die
Finanz- und Wirtschaftskrise hat sie wie-
der ganz oben auf die politische Agenda
gesetzt. Wobei wir schon bei einem der
aktuellen Kerndispute wären: Sind wir
denn noch in der Krise? Betrachtet man
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Hier ist mehr drin:

Was wäre, wenn trotz Wachstums das
Glück der Menschen stagniert? Interview
mit Michael Kopatz, Projektleiter beim
Wuppertal-Institut.

Was wäre, wenn die Experten sich mal einig
wären? Sind sie aber nicht, und deshalb
wächst (!) der Bücherberg, wachstumskri-
tisch natürlich. Ein Überblick von Danyal
Bayaz.

Was wäre, wenn wir wüssten, wie Wachstum
wächst? Der Maßstab macht’s. Warum es
neue Wohlstandsindikatoren braucht,
erläutern Edith Sitzmann und Gisela
Splett.

Was wäre, wenn „grünes“ Wachstum die
Weichen für die Wirtschaft des Landes
stellt? Kleines ökologisches Eckpunktepa-
pier für zukünftiges Regierungs(mit)wir-
ken von Andrea Lindlohr.

Was wäre, wenn wir mit „klimaneutralem“
Bier anstoßen wollen? Geht nicht gibt’s
nicht: In Oberschwaben hat die Zukunft
schon begonnen. Interview mit Brauerei-
inhaber Gottfried Härle.

Von Silke Krebs

Die Wachstumsfra-
ge treibt die Grü-
nen dieses Jahr um.

Das zeigen zahlreiche Veranstaltungen –
darunter unser Kongress „Wachstum –
wovon leben wir?“ im vergangenen Juli.
Was macht die Frage eigentlich so aktuell,
war sie doch schon ein Gründungsimpuls
unserer Partei? Bereits 1972 veröffent-
lichte der Club of Rome seine Studie
„Grenzen des Wachstums“. Das Fazit
damals: „Wenn die gegenwärtige Zunah-
me der Weltbevölkerung, der Industriali-
sierung, der Umweltverschmutzung, der
Nahrungsmittelproduktion und der Aus-
beutung von natürlichen Rohstoffen

Grünes Wachstum
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nur Konjunkturdaten, Auftragslagen und
Arbeitsmarktzahlen, scheint sie überwun-
den. Doch gerade die Wachstumsfrage
zeigt, dass das Grundproblem nicht
gelöst wurde: Wie erzeugen wir die not-
wendige Wertschöpfung für unsere
Bedürfnisse auf eine Art und Weise, die
das auch noch in Zukunft möglich
macht? So betrachtet sind wir mitten in
einer sich zuspitzenden Krise, denn
wesentliche Ressourcen werden knapp –
Erdöl, einige Metalle, in vielen Gegenden
Wasser und Nahrung. Zum Zurücklehnen
ist wahrlich kein Anlass. Wollen wir die
Zukunftsperspektive unserer Automobil-
industrie wirklich dadurch sichern, dass
wir jetzt China und Indien mit unseren
CO2-Schleudern versorgen? Das kann
nicht gut gehen.

Aber was sind die Antworten? Setzen wir
auf Nullwachstum zumindest in den
Industriestaaten oder auf den Öko-Tech-
nologieboom? Wie generiert der Staat die
Einnahmen für seine Aufgaben ohne BIP-
Wachstum? Hilft ein anderer Wachstums-

index weiter? Zwingen uns nicht allein
die bestehenden Schulden der öffent-
lichen Hand zum Wachstumskurs?

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit hier
einiges, was in die richtige Richtung
weist: 

� Eine differenzierte Wohlstandsmessung
ergänzend zum BIP hilft, die wirklichen
Problemlagen und die erreichten Ver-
besserungen im Auge zu behalten –
beim Ressourcenverbrauch, dem sozia-
len Gleichgewicht, der Konsolidierung
der öffentlichen Finanzen.

� Wir müssen Öko- oder Ressourcen-
steuern ausbauen, um die Staats-
einnahmen vom Wachstumszwang zu
entkoppeln. 

� Wir brauchen eine positive Leitidee für
einen ressourcenschonenden Lebens-
stil: Etwa knappe Dinge so einzuteilen,
dass sie noch möglichst lange zur Ver-
fügung stehen. Und Bedürfnisse durch-
dachter als bisher zu befriedigen. Kann
es nicht auch Luxus sein, für jede Gele-
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genheit das passende Verkehrsmittel
zur Verfügung zu haben statt einen
dicken Brummer in der Garage? Oder
alltags viel Gemüse und sonntags den
Bio-Braten zu genießen? Damit die
individuellen Fußabdrücke gestaltba-
rer und kleiner werden, braucht es zwei
Rahmenbedingungen: Die Preise müs-
sen die ökologische Wahrheit sagen
und VerbraucherInnen brauchen
transparente Produktinformationen.

� Und wir müssen wirklich eine Effi-
zienzrevolution hinlegen, denn derzeit
frisst allzu oft der höhere Gesamtver-
brauch die erreichten Einsparungen
auf – so wenn Autos zwar weniger CO2

ausstoßen, aber mehr unterwegs sind.

Für Grüne sind die Ideen schon ziemlich
vertraut, sie müssen nun schleunigst Rea-
lität werden.   

Silke Krebs ist Landesvorsitzende 
der baden-württembergischen Grünen

W
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Dr. Michael Kopatz ist Projektleiter beim
Wuppertal Institut für Klima, Umwelt,
Energie. Mit ihm sprach GB-Redakteurin
Nadyne Dittmann.

Brauchen wir Wachstum?
Kopatz: Die Kernfrage ist, was wächst und
was meint man mit Wachstum. Ist damit
die BIP-Kennzahl gemeint, dann würde
ich sagen, dieses Wachstum brauchen wir
nicht bzw. viel viel weniger, also nur noch
0,2% bis 0,5%. Wenn damit Wohlbefin-
den und Zufriedenheit der Menschen
gemeint ist: Das kann wachsen. 

Wie wichtig ist Wachstum für die 
Zufriedenheit der Menschen?
In Deutschland hat die Zufriedenheit ab
einem bestimmten materiellen Niveau
stagniert, weil uns das neue Auto, der
neue Fernseher nicht zufriedener
gemacht hat. Jetzt könnte man anneh-
men, das liegt an den miesepetrigen
Deutschen. Aber das ist in allen anderen
reichen Industriestaaten so. Ab einem
bestimmten materiellen Niveau stagniert
die Lebenszufriedenheit. Ab dann wird
das Wirtschaftswachstum zum Selbst-
zweck. 

Ist qualitatives oder
Null-Wachstum das Ziel?
Das Motto muss sein: Das Gute kann
wachsen, das Schlechte muss schrump-
fen. Kohleverstromung, schlecht ge-
dämmte Häuser, Benzinschleudern – all
das wird schrumpfen müssen. Was wach-
sen kann, sind Erneuerbare Energien,
lebenswerte Städte, Energieeffizienz. Das
sind Wachstumsbereiche, in denen auch
neue Arbeitsplätze entstehen können.
Man darf das Ziel nicht aus dem Blick ver-

lieren: Zwei  bzw. 1,5 Tonnen CO2-Aus-
stoß pro Jahr und Einwohner, oder den
Ressourcenverbrauch um 80% zu redu-
zieren. Wenn wir das Ziel mit einem gän-
gigen Wirtschaftsprozess erreichen, soll-
te das auch okay sein. Ich habe aber große
Zweifel, dass das der Fall ist. 

Bringt uns eine andere Kennzahl 
als das BIP zu mehr Nachhaltigkeit?
Die Kennzahl ändert noch nicht die Welt.
Aber die Kennzahl ist eine Richtschnur,
die den Menschen die Augen öffnen
kann. Wenn wir etwa den ganzen Natur-
verbrauch mit einrechnen würden, dann
wäre die Kennzahl schon lange negativ.
Und wenn die Kennzahl für den Wohl-
stand in unserem Staate negativ ist, dann
werden die Menschen schon irgendwann
sagen, dass hier was verkehrt läuft. Die
Frage ist ja, wie kriegt man die Menschen
dazu, dass sie sich Leitplanken und Limits
zumuten lassen, dass sie die Politiker wäh-
len, die ihnen das zumuten. Diese Bereit-
schaft muss man ja erst erwecken. 

Bringen uns nationale oder sogar 
landespolitische Alleingänge weiter?
Nehmen wir mal unseren nationalen
Alleingang beim EEG. Damals ist argu-
mentiert worden, dass das eine Katastro-
phe für unsere Wirtschaft sei und wir
unser Land ruinieren, nur um als Muster-
schüler voran zu gehen. Das Gegenteil ist
der Fall. Wir haben die Industrie dazu
gebracht, dass sie Innovationen auf dem
Markt verkaufen kann, die sie sich zu ent-
wickeln verweigert hat. In vielen Berei-
chen lohnt es sich, voran zu schreiten,
rein wirtschaftspolitisch argumentiert.
Das andere Argument, weshalb man vor-
angehen sollte, ist natürlich die Frage
nach der internationalen Solidarität und
Gerechtigkeit. Die Chinesen sind ja jetzt
schon bei 4,5 Tonnen CO2-Ausstoß pro
Kopf, müssen auf zwei Tonnen runter und
expandieren wie wild. Wie will man denn
glaubhaft erzählen, ihr müsst jetzt eure
Expansion stoppen, wenn man selbst das
nicht vormacht. Hier muss man mit
gutem Beispiel vorangehen, sonst wer-
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„Das Wohlbefinden
kann wachsen“

KURZ & GRÜN

Jahrestagung der 
Böll-Stiftung: 
„Zukunft der Demokratie“

Stuttgart, 16. Oktober 2010, 
9.30 – 18.00 Uhr
Sind die Parteien und Parlamente die
entscheidenden Orte der Demokratie?
Kann die auf Legislaturperioden aus-
gerichtete parlamentarische Demokra-
tie wahr und wahrhaftig auf die anste-
henden Herausforderungen reagieren?
Erodiert angesichts der Krise die Loya-
lität in die Demokratie? Braucht die
parlamentarische Demokratie ein Kor-
rektiv aus einer Zivilgesellschaft poli-
tisch engagierter Menschen? Welche
Rolle spielt der Strukturwandel der
Öffentlichkeit? Wie kann Demokratie
zukunftsfähig gemacht werden?

... und ab 18.00 Uhr feiern wir
30 Jahre grüne politische Stiftung in
Baden-Württemberg
... mit wenigen, aber wichtigen Reden;
mit hoffentlich vielen Geschenken, mit
Kultur von jungen, kreativen Menschen
und selbstverständlich einem ökologi-
schen Buffet.
Infos und Anmeldung: 
www.boell-bw.de,  info@boell-bw.de

Grüner Sonnenstrom 
in Backnang 

Nach dem Motto „nicht nur Reden
sondern auch Handeln“ hat der Land-
tagskandidat der Grünen in Backnang,
Willy Härtner, eine grüne Sonnen-
stromanlage ins Leben gerufen.

Es wurden 64.000 Euro eingesammelt
und das Geld in Backnang in eine PV-
Anlage  investiert. Der geschätzte
Ertrag pro Jahr beträgt etwa  5200 Euro
und spart der Umwelt pro Jahr drei
Tonnen CO2. 

Fortsetzung auf Seite 4
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Mit der Rückkehr der Wachs-
tumsfrage in die öffentliche
Debatte haben auch wieder
aktuelle Sachbücher zum
Thema den Weg in die Buch-

handlungen gefunden. Dabei sind sich
die Autoren grundsätzlich darin einig,
dass dem Wachstum Grenzen zu setzen
sind. Beim „Wie“ und „Warum“ aber
gehen die Meinungen auseinander. GB-
Redakteur Danyal Bayaz stellt drei Titel
vor.

Meinhard Miegel (Exit – Wohlstand ohne
Wachstum) sieht nicht nur ökologische
Faktoren als Argumente gegen den

„Wachstumswahn“. Der bisherige Kapita-
lismus „wuchert so lange weiter“ bis er
seine menschlichen und sozialen Grund-
lagen zerstört hat. Deswegen fordert er,
„wahre Bedürfnisse“ stärker ins öffentli-
che Bewusstsein zu lenken. Dazu gehöre
auch eine Aufwertung von sozialer und
ehrenamtlicher Arbeit.

Der Ökonom Hans Christoph Binswanger
(Vorwärts zur Mäßigung) argumentiert
aus einer geldtheoretischen Betrachtung
heraus. So rufe die steigende Geldmenge
einen Wachstumszwang hervor, weil die
zusätzlichen Mittel rentabel investiert
werden müssten. Dadurch entstehe eine

Bestand an wachstums-
kritischer Literatur wächst

den wir zu keinem internationalen
Bündnis gelangen.  

Was empfehlen Sie der Bundes- 
und Landesregierung als nächste 
politische Schritte?
Die Realisierung des Tempolimits. Das
wäre für mich ein erster symbolischer
Einstieg in eine Politik der absoluten
Grenzen. Dann ist meine Vision, dass
mehr Politiker sagen, dass wir neben dem
technischen auch den kulturellen Wan-
del in Richtung Nachhaltigkeit brau-
chen. Dass Politiker sagen: Wir müssen
Dir, lieber Bürger, die Rahmenbedingun-
gen so setzen, dass Du nachhaltiger

lebst, ohne dass Du Dich bewusst dafür
entscheidest. Dass also verschwenderi-
sche Kühlschränke gar nicht mehr ver-
kauft werden. Dann habe ich einen
Traum, dass Angela Merkel sich hinstellt
und sagt: Sämtliche Wirtschaftswachs-
tumspolitik hat es nicht vermocht, das
Problem der Arbeitslosigkeit zu lösen.
Aber wir haben eine neue Idee, wir wol-
len die zur Verfügung stehende Erwerbs-
arbeit gerechter verteilen. Ich sage,
Arbeitszeitverkürzung bei gleichzeitiger
Lohneinbuße. Das bedeutet natürlich
auch weniger Konsum und die Verringe-
rung des ökologischen Fußabdrucks. 

Kann eine Regierung, die 
solche Lebensstilfragen stellt, 
wieder gewählt werden?
Es kommt darauf an, wie man sie stellt.
Wenn man das radikal verkauft, wie z.B. die
5 Mark pro Liter Benzin, dann fängt man
sich wahrscheinlich eine ein. Ich habe das
Gefühl, man erreicht die Leute, wenn man
ihnen sagt, es geht ja um Dich als Men-
schen in unserer Politik. Und sich dann
überlegt, was brauchen wir dafür eigent-
lich? Dann kommen solche Themen wie
Bildung, Gesundheit, Lebensqualität in
den Städten. Wenn man dann umgekehrt
überlegt, wie kann uns Wirtschaft dabei
helfen, dann wendet sich das. W

Fortsetzung von Seite 3

Wachstumsspirale. Binswanger fordert
deswegen, das globale Wachstum auf
unter 2% zu begrenzen, um ökonomische
und ökologische Interessen zu wahren.

Ernst Ulrich von Weizäcker (Faktor Fünf)
sieht den Schlüssel für nachhaltiges
Wachstum in der Ressourceneffizienz. Die
Menschen wollen demnach keine Autos,
Kraftwerke oder Glühbirnen, sondern
Mobilität, Energie oder Licht – und dafür
reichten 80% weniger Rohstoffe. Um das
Ziel zu erreichen, setzt Weizsäcker auf
Instrumente wie die Ökosteuer – aber
auch auf die Genügsamkeit der Gesell-
schaft. W
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 � Welche Förderinstrumente sichern den Erhalt einer
regionalen, nachhaltigen, bäuerlichen Landwirtschaft?

 � Wo stecken die Zukunftspotenziale?
 � Welchen Wert haben Landwirtschaft und

ländlicher Raum für die Gesellschaft?

Über diese und andere Fragen diskutieren :
Prof. Dr. Harald Grethe (Universität Hohenheim),
Franz Käppeler (Vizepräsident des Badischen
Landwirtschaftlichen Hauptverbandes),
Dr. Bernd Murschel (MdL, agrarpolitischer
Sprecher der Grünen Landtagsfraktion),
Lutz Ribbe (EuroNatur, Bonn)

Weitere Informationen unter www.heide-ruehle.de

BADEN-WÜRTTEMBERG

23.
DONNERSTAG

18.00 UHR
STUTTGART
IM LANDTAG VON

SEPT 2010

PLENARSAAL EU-AGRARREFORM NACH 2013:
WER BEKOMMT GELD AUS BRÜSSEL?

WEICHENSTELLUNG FÜR DAS LAND:

BÄUERLICHE LAND-
WIRTSCHAFT ODER
AGRARFABRIKEN?

EUROPÄISCHE

GESPRÄCHE

Heide Rühle
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ANZEIGE

Von 
Edith Sitzmann
und 
Gisela Splett

Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat auch
Menschen, die sich mit den Grenzen des
Wachstums bisher nicht beschäftigt
haben, vor Augen geführt, dass unsere bis-
herige Art und Weise des Wirtschaftens
nicht nachhaltig ist. Kurzfristiges Wachs-
tums- und Gewinnstreben um jeden Preis
geht auf Kosten unserer natürlichen
Lebensgrundlagen. Selbst hohe Wachs-
tumsraten führen nicht automatisch zu
mehr sozialer Gerechtigkeit. Woran wird
gemessen, ob unsere Wirtschaft wächst
oder schrumpft, wie wird Wohlstand defi-
niert? 

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) als
immer noch gängiger internationaler
Maßstab für Wirtschaftswachstum gibt
den Gesamtwert aller Waren und Dienst-
leistungen an, die innerhalb eines Jahres
in einer Volkswirtschaft hergestellt wur-
den und dem Endverbrauch dienen. Das
BIP gibt also keine Informationen über

die langfristige Wirkung wirtschaftlicher
Tätigkeit, über das Wohlergehen der
Menschen oder über Umwelt- und
Klimabelastung.  Bisher können im
Gegenteil Ressourcenverbrauch und
Umweltverschmutzung, aber auch hohe
Kriminalitätsraten BIP-erhöhend wirken. 
Seit etlichen Jahren wird deshalb an neu-
en „Wohlstands“-Indikatoren gearbeitet,
die den Anspruch haben, mehr über
Lebensqualität und Ressourcenverbrauch
auszusagen als das BIP. 

Aktuell will die EU-Kommission die
Berechnung des Bruttoinlandsprodukts
durch einen umfassenden Umweltindex
ergänzen. Zukünftig soll die umweltöko-
nomische Gesamtrechnung der europäi-
schen Statistikbehörde standardmäßig in
die makroökonomische Statistik einbezo-
gen werden. Auch der vom Umwelt-
bundesamt entwickelte „Neue Wohlfahrts-
index“ (NWI) ergänzt das BIP durch
Themenfelder wie soziale Gerechtigkeit,
unbezahlte Arbeit, Umweltschäden und
die Inanspruchnahme von Ressourcen. Im
Konzept des NWI wird zum einen der
Wohlfahrtsgewinn durch unbezahlte,

informelle Arbeit bewertet und zum ande-
ren der Ressourcenverbrauch als negati-
ver Faktor im BIP dargestellt. Der NWI ist
ein Instrument, um das Verursacherprin-
zip und die Internalisierung externer
(Umwelt-)Folgekosten volkswirtschaftlich
darzustellen.

Um unseren ökologischen Fußabdruck zu
verringern, bedarf es eines ökologischen
Umbaus unserer Wirtschaft und einer
Auseinandersetzung, wie wir Wohlstand
definieren. Eine Ergänzung des BIP durch
ökologische und soziale Indikatoren bzw.
ein Ersetzen des BIP durch einen stärker
auf Nachhaltigkeit und „Wohlfahrt“ aus-
gerichteten Indikator kann dazu einen
Beitrag leisten. Denn das, was gemessen
wird, beeinflusst unser Handeln – und
falsche Indikatoren führen zu einer
falschen Politik.

Edith Sitzmann ist wirtschaftspolitische
Sprecherin der Grünen im Landtag. 
Gisela Splett ist umweltpolitische 
Sprecherin der Grünen im Landtag 
und Mitglied des grünen Spitzenteams 
zur Landtagswahl

W

Wirtschaftswachstum: BIP + 
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KURZ & GRÜN

Basisschule als Chance 
für den ländlichen Raum

Rückgang der Schülerzahlen und ver-
änderte Wahlentscheidungen Rich-
tung Realschule und Gymnasium
bedrohen viele ländliche Hauptschul-
standorte. Hier könnte das Konzept
der inklusiven „Schule für alle“
(gemeinsames Lernen bis zur 10. Klas-
se) hilfreich sein. Nur: Bisher schließt
das Kultusministerium lieber Standor-
te statt Reformen zuzulassen. Doch
dem geballten Willen der Eltern und
Gemeinden wird auch Stuttgart nicht
widerstehen können – deswegen vor
Ort für die Schule für alle arbeiten.
Resolution des KV Breisgau-Hoch-
schwarzwald dazu: 
http://www.gruene-breisgau-hoch-
schwarzwald.de/?p=1016

Grün bewegt 
Tourismus

Klima, Demografie, Wertewandel – die
gegenwärtigen Veränderungen erfor-
dern auch im Tourismus ein Umden-
ken. Überlassen wir die politische
Gestaltung der jetzigen Regierung, so
beschert sie uns weitere Parkhäuser an
Schipisten, Schneekanonen, Lokalflug-
häfen und eine Kurbäderförderung mit
der Gießkanne. Deshalb: Umdenken!
In ihrem Tourismuskonzept fordern
die Grünen im Landtag eine nachhal-
tige und ethisch verantwortliche Tou-
rismuspolitik. Wir wollen, dass Baden-
Württemberg ein attraktives Reiseziel
bleibt. Auf Anregungen und Kritik
freut sich Reinhold Pix, tourismuspoli-
tischer Sprecher der Fraktion. 
www.bawue.gruene-
fraktion.de/cms/default/dok-
bin/345/345884.gruen_bewegt_tou-
rismus.pdf

Green New Deal 
fürs Land
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Von 
Andrea Lindlohr

Baden-Württem-
berg ist ungewöhn-
lich reich: Unser
Bruttoinlandspro-

dukt liegt 8,8 Prozent über dem deut-
schen Schnitt – und der ist bereits einer
der höchsten der Welt. Und doch wissen
wir um die soziale Ungleichheit auch bei
uns und um den hohen ökologischen Preis
dieses Reichtums.

Ist grünes Wachstum die Lösung? Die Poli-
tik muss die Weichen dafür stellen, dass
besonders umweltschädliche und un-
nachhaltige Produktionsweisen und Wirt-
schaftsbereiche bei uns im Land schrump-
fen und durch umweltverträglichere
ersetzt werden. Nicht geklärt ist, ob
Baden-Württembergs Wirtschaftsleistung
mit grünem Wachstum insgesamt wach-
sen kann oder soll.

Mein Plädoyer: Wir sollten unsere politi-
sche Kraft dafür einsetzen, die wichtig-
sten Maßnahmen für den ökologischen
und sozial verträglichen Umbau der Wirt-
schaft durchzusetzen. Das geht auch,
ohne dass wir eine abschließende Antwort
auf die Welt-Frage nach den Grenzen des
Wachstums gefunden haben.

Regional Wirtschaften

Wir wollen regionale Wirtschaftskreisläu-
fe ermöglichen, um Ressourcen zu sparen.
Bestes Beispiel ist die Energie-(Spar-)
Wirtschaft: Wenn wir öffentliche und pri-
vate Gebäude energetisch sanieren und
effizient vor Ort Wärme und Strom
gemeinsam erzeugen, sparen wir CO2 und
schaffen Arbeitsplätze – im Handwerk und
bei neuen Dienstleistungen wie der Ener-
gieberatung. Dafür brauchen wir ökologi-
sche Rahmengesetze aus Brüssel und Ber-
lin, und auch das Land kann viel tun:
� das Erneuerbare Wärmegesetz auch für

Nicht-Wohngebäude gelten lassen,
� die Landesgebäude von den Universitä-

ten bis zu den Polizeidienststellen end-
lich sanieren,

� Energie- und Klimaagenturen flächen-
deckend und dauerhaft einrichten und

� die Weiterbildung der ArchitektInnen
und HandwerkerInnen vorantreiben.

Grüner Industriestandort

Als bedeutender Industriestandort sind
wir verantwortlich für den hohen Energie-
und Ressourcenverbrauch bei uns und –
durch Maschinen aus Baden-Württem-
berg – für den in vielen Teilen der Welt.
Ressourcensparende Produktion und Pro-
dukte sollten daher zum Leitbild des
baden-württembergischen Maschinen-
baus werden. Das kann das Land mit
Unternehmensnetzwerken unterstützen.
Zentral ist der Umbau der Automobilin-
dustrie: Zum einen hin zur Produktion
kleiner und effizienter Fahrzeuge statt
dem dicken Premium-Auto alter Schule.
Dass dabei der Öl-Verbrennungsmotor
durch andere Antriebstechnologien aus-
getauscht werden wird, kommt als tech-
nologischer Wandel hinzu. Zum anderen
brauchen wir neue Mobilitätskonzepte:
Nur wenn öffentlicher und individueller
Verkehr, Leihfahrrad und Car-Sharing,
menschenfreundliche Fußwege und kon-
zentrierte Siedlungsentwicklung zusam-
menkommen, kann nachhaltige Mobilität
entstehen. Und die brauchen wir als Infra-
struktur fürs Land und als Exportgut. 

Eine neue Studie hat es der noch amtie-
renden schwarz-gelben Landesregierung
ins Stammbuch geschrieben: Die Landes-
politik sollte die Themen nachhaltige
Mobilität, Umwelttechnologie und Res-
sourceneffizienz, Gesundheit und Pflege
sowie Informationstechnologie durch gute
Rahmenbedingungen von der Forschung
bis zu einer besseren Kinderbetreuung
unterstützen. Der vorhergesagte Nettoef-
fekt von plus 500.000 Arbeitsplätzen
erscheint sehr optimistisch, dennoch:
Damit hat selbst Schwarz-Gelb es schwarz
auf weiß, dass Baden-Württemberg einen
Green New Deal braucht. Wir können dafür
sorgen, dass er Wirklichkeit wird.
Andrea Lindlohr ist Mitglied des
Landesvorstands der baden-
württembergischen Grünen

W
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Gottfried Härle ist
Geschäftsführer
der Brauerei Cle-
mens Härle in
Leutkirch im All-
gäu, die 1897
gegründet wurde. 

In der Brauerei sind 28 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter beschäftigt, darunter
zwei Auszubildende. 2009 erhielt der
Betrieb den „Deutschen Solarpreis“. Im
Sommer 2010 wurde die Brauerei von der
Jury des Deutschen Nachhaltigkeitsprei-
ses als eines der drei nachhaltigsten
Unternehmen Deutschlands nominiert.
Das Interview führte GB-Redakteur Dirk
Werhahn.

Die Brauerei Härle ist ein ökologisch
ausgerichtetes Unternehmen. Was unter-
scheidet sie von anderen? 
Gottfried Härle: Als erste und einzige
Brauerei in Deutschland brauen und ver-
treiben wir unsere Biere seit Januar 2009
zu hundert Prozent klimaneutral. Dies
bedeutet, dass wir in unserer Brauerei und
im Fuhrpark komplett auf fossile Energie-
träger verzichten und stattdessen Holz-
hackschnitzel, Biodiesel und Strom aus
Wind, Sonne, Wasserkraft und Biomasse
einsetzen. Außerdem versorgen wir im

Nahbereich unserer Brauerei noch meh-
rere Gebäude mit Fernwärme aus erneu-
erbaren Energien.

Wie viel CO2 entsteht denn 
beim Brauen eines „normalen“ Bieres?
Bei der Produktion von 100 Litern Bier
sind in unserer Brauerei vor der Umstel-
lung auf regenerative Energieträger etwa
15 kg CO2 entstanden. Dazu kommen
noch einmal 5 kg CO2 im Fuhrpark.

Der Schutz der Lebensgrundlagen ist ein
wichtiges Unternehmensziel. Wie muss
man sich das im Alltag vorstellen?
Die Entscheidung für den Schutz unserer
Umwelt beginnt bereits beim Einkauf der
Rohstoffe: unsere gesamte Braugerste
stammt ausschließlich von oberschwäbi-
schen Landwirten, unser Hopfen wird im
nahen Tettnang angebaut. Beim Brauen
achten wir auf einen möglichst sparsamen
Umgang mit der wertvollen Ressource
Wasser, und bei der Verpackung unserer
Produkte setzen wir zu hundert Prozent
auf das umweltfreundliche Mehrwegsy-
stem.

Die Härle-Brauerei geht aber noch wei-
ter und unterstützt ein Projekt, in dem
80 Gasthöfe in Oberschwaben und im
Allgäu die Vermarktung regionaler Qua-

litätsprodukte voranbringen. Ein guter
Vertriebskanal, oder ist das mehr?
Von Beginn an sind wir Partner und För-
derer der Aktion „LandZunge“. Dies ist
eines der erfolgreichsten Regionalver-
marktungsprojekte in der Gastronomie,
die es in Deutschland gibt. In der „Land-
Zunge“ engagieren wir uns nicht nur
finanziell, sondern auch personell und
ehrenamtlich. Aufgrund unserer Initiative
wurde die „Stiftung LandZunge“ gegrün-
det, die das Projekt zwischenzeitlich trägt.
Die Mengen regionaler Qualitätsproduk-
te, die über die „LandZunge“ vermarktet
werden, steigen.

Ihre MitarbeiterInnen sind am Gewinn
beteiligt. Ist die Brauerei eine Art
Genossenschaft, oder wie muss 
man sich das vorstellen?
Bereits vor mehr als 40 Jahren hat mein
Vater ein Vermögensbeteiligungsmodell
für unsere MitarbeiterInnen eingeführt.
Seither werden auf diesen Mitarbeiter-
konten immer wieder Gewinnanteile gut-
geschrieben, so dass zwischenzeitlich
knapp 8% unseres Betriebskapitals in
Händen unserer Beschäftigten liegt. Nach
Erreichen des Rentenalters werden diese
Anteile dann sukzessive an die einzelnen
Mitarbeiter ausbezahlt. W

Nachhaltigkeit.
Na dann Prost.
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Einzugsermächtigung
Ja, klar, ich unterstütze die Vorname/Name:
Unterstützer_innen im
Landtagswahlkampf 2011 Adresse:
und spende

im Zeitraum vom: 2010 bis                                                 2011
monatlich
einen Betrag von : Euro

einmalig 
einen Betrag von: Euro
in Höhe 

Ich ermächtige Konto Nr.: BLZ:
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Baden-
Württemberg, den Betrag von meinem bei der Bank: 
nebenstehenden Konto abzubuchen.

Ort/Datum:

Unterschrift:

erspende bis einschließlich März 2011.
Jeder gespendete Euro kommt unmittel-
bar dem Wahlkampf vor Ort zu Gute. Für
mehr Grün in einem neuen Baden Würt-
temberg!

Herzlichen Dank für Deine Unter-
stützung! Und mit grünen Grüßen

Silke Krebs, Landesvorsitzende

Christian Kühn, Landesvorsitzender

Harald Dolderer, Landesschatzmeister
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Liebe Freundinnen,
liebe Freunde,

im Mai haben die Grünen in Nordrhein-
Westfalen ihr bislang bestes Wahlergeb-
nis errungen und auch das gute Wahler-
gebnis, das wir in Baden-Württemberg bei
den letzten Landtagswahlen erreicht
haben (11,7 %), überrundet. 

Das ist für uns zusätzlicher Ansporn, uns
bis zur Landtagswahl am 27. März 2011 so
richtig ins Zeug zu legen. Schließlich wol-
len auch wir unser historisch bestes
Ergebnis erzielen und den NRW-Erfolg
deutlich toppen. Die bisherigen Umfra-
gen bestärken uns. Denn wir liegen seit
Monaten stabil bei über 15 Prozent.
Umfrage- und Sympathiewerte sind das
eine – sie in grüne Wählerstimmen umzu-
münzen, etwas anderes. Die Herausforde-

rung nehmen wir mit aller Kraft an: für
ein neues Baden-Württemberg und für
starke Grüne im Land.

Die Unterstützung des Landesverbandes
für die Wahlkampfaktivitäten vor Ort wird
dabei eine zentrale Rolle spielen. Von Sep-
tember bis Ende März 2011 werden zusätz-
lich 3 hauptamtliche UnterstützerInnen
uns und vor allem die KandidatInnen und
WahlkämpferInnen unterstützen. Bei-
spielsweise im Online-Wahlkampf, bei der
Touren- und Veranstaltungsplanung oder
bei der Freiwilligenkoordination.

Bei den knappen Budgets zählt wirklich
jeder zusätzliche Euro! Wir wollen den
bestmöglichen Service bieten und ihn
verlässlich finanzieren. Deshalb bitten wir
Dich um Unterstützung für die Unter-
stützerInnen mit einer monatlichen Dau-

Unterstütze die UnterstützerInnen

P.S.: Selbstverständlich werden die Daten nach unseren Datenschutzrichtlinien vertraulich behandelt. Außerdem erhältst Du zu Beginn des Folgejah-

res eine Spendenbescheinigung zur Vorlage beim Finanzamt, denn Spenden an politische Parteien können steuermindernd geltend gemacht werden.
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